04 Demokratie, Traum oder Alptraum, Realität oder Täuschung





Das Verständnis des politischen Geschehens, der politischen Zusammenhänge wie auch jeder Analyse politischer Einzelvorgänge und –ereignisse, erfolgt immer auf der Basis eines definierten Grundgerüstes. Stand dieses Grundraster bis ins 19. Jahrhundert auf der Basis, daß alle Vorgänge meist von dynastisch beeinflußten, immer aber von nationalen Interessen ausgingen, so hat sich diese Grundlage im Laufe des 20. Jahrhunderts soweit verschoben, daß heute davon ausgegangen wird, daß zwar noch immer nationale Interessen bestehen, wogegen jedoch die dynastischen Einflüsse durch „den Willen des Volkes" ersetzt wurden. Der von England übernommene Staatsgedanke hat sich weitestgehend durchgesetzt.


Wer sich heute mit politischen Fragen beschäftigt, sich um ein Verständnis der Abläufe und Ereignisse bemüht, der geht immer davon aus, daß die demokratisch gewählten Volksvertreter und die von ihnen eingesetzte Regierung ganz im demokratischen Sinne den Willen der Nation vertreten. Aber allein auf dieser Grundlage ist ein nachvollziehbares Gesamtbild nicht mehr abzuleiten. Dies führt nun zu der Frage, ob schon die Grundlage, ob der gesamte Rahmen für ein Verständnis, ob die demokratische Staatsform überhaupt das ist, was ihr zugesprochen wird? Oder unterliegt die gesamte Betrachtung der heutigen Politik einem grundsätzlichen Fehler? Dazu soll es völlig ausreichen, sich mit einem Paradestaat der Demokratie, der Bundesrepublik Deutschland, mit ihrer demokratisch-rechtsstaatlichen Grundordnung, zu beschäftigen. Zentral soll es um die Grundlage unseres politischen Denkens gehen: ist die Demokratie real oder nur eine Fiktion? Wird sie mit „Volksherrschaft" korrekt übersetzt?


Handelt es sich bereits dann um eine demokratische Staatsform, wenn das Staatsvolk das Recht hat, seine Volksvertreter in geheimer Abstimmung zu wählen, oder gehört mehr dazu?


Stellt allein die Form des Listenwahlrechts - in dem nur eine Partei, nicht aber der Volksvertreter selbst direkt und persönlich gewählt wird, womit nur noch die gewählte Partei darüber entscheidet, wer von ihr zum Volksvertreter ernannt wird, d.h., nur 3% (die Parteimitglieder) des Volkes entscheiden darüber, wer als Volksvertreter überhaupt angeboten wird - eine gravierende Einschränkung der Demokratie dar?


Ist Gewaltenteilung und die Existenz einer parlamentarischen Opposition und gegenseitige Kontrolle ein zwingender Bestandteil jeder Demokratie?


Steht einem Staat, in dem der politische Wille über dem gesetzlichen Recht steht, zu, sich noch demokratisch zu nennen?


Kann ein Staat, dessen Regierung dem Willen außerstaatlicher und ausländischer Mächte unterworfen ist, jemals eine Demokratie sein?


Und ist es angemessen, selbst wenn alle zuvor gestellten Fragen faktisch so zu beantworten sind, daß die Antwort antidemokratisch ausfällt, ist es selbst dann noch angemessen, von einer Demokratie zu sprechen?


Ist die Bundesrepublik Deutschland ein demokratischer Staat? Ist, allein zum allgemeinen Verständnis der aktuell-politischen Vorgänge und Skandale, nicht zuvor die Kernfrage jeder Demokratie: „Wie sind die Prioritäten zwischen Recht und Politik verteilt und abgegrenzt?" zu stellen und zu beantworten, da ein hier falsch gewählter Ansatz die Politik völlig unverständlich machen kann und damit Freiräume für jede Art der Deutung und freischaffenden Interpretation erst entsteht?


Wer die heutige Politik verstehen will, wer die gesamten, weltweiten, historischen und zeithistorischen Entwicklungen erkennen will, der muß zuvor seinen Glauben daran, daß es jemals eine Demokratie und einen daraus abzuleitenden politischen Einfluß des Volkes gegeben hätte, überwinden! Dient die Demokratie auch heute noch einzig dazu, subversiven Methoden die Tür zu öffnen. Nicht umsonst ist die Demokratie zu einer Glaubensfrage aufgewertet worden. Erst die Zerstörung dieses Glaubens - was einer Gehirnwäsche im positiven Sinne gleichkommt – schafft die Voraussetzung für einen freien Blick auf die tatsächliche Politik!


Das größte Hindernis, um einen Blick hinter das Glaubensdogma „Demokratie“ werfen zu können liegt wohl darin, daß, nicht zuletzt dank der permanenten Meinungsbeeinflussung, die demokratische Staatsform und mit ihr alle die ihr zugeordneten Attribute selbst zu einem Glauben gemacht worden sind. Blicken wir zurück zu den Ursprüngen, in die Zeiten, in denen der Begriff Demokratie entstand, in die altgriechische Welt, so war deren Demokratie nichts anderes, als daß sich eine Gruppe Wohlhabender als Demokraten verstand, die ihre Demokratie aber nur betreiben konnten, weil sie sich auf ein Heer von Sklaven stützen konnten, die ihnen erst den Wohlstand verschafften, um ihrer politischen Tätigkeit und ihren Interessen nachgehen zu können. Also selbst zu Urzeiten konnte keine Rede davon sein, daß das Volk, das die Gesamtheit der in einem Land Lebenden, über irgendwelche politische Mitsprache verfügten daß von dieser Gesamtheit gar die Macht im Staate ausging oder auch nur ausgehen sollte. Eine Volksdemokratie hat es also weder im antiken Griechenland gegeben, noch gibt es sie heute irgendwo auf unserem Globus. Damit bleibt aber noch immer die Frage, ob es heute vielleicht eine solche Demokratie gibt, wie sie dereinst die alten Griechen praktizierten.


Dazu müssen insbesondere die aus dem Kapitalismus in seiner heute einzig vorherrschenden Form, dem Plutokratismus, der Herrschaft der Superreichen, gegebenen Voraussetzungen berücksichtigt werden. Was allein aus der Existenz einer größeren Anzahl weltweit agierender Plutokraten erstaunt ist, daß wir nicht einen permanent anhaltenden Vernichtungskampf dieser Geldgiganten erleben. Obwohl wir es bei den Plutokraten mit Personen zu tun haben, denen nichts höher steht als das eigene Vermögen und die einem jeden von ihnen daraus zuwachsende politische Macht, sind für den Außenstehenden keinerlei Gegensätze festzustellen. Viel eher zeigt sich ein Bild plutokratischer Harmonie. Nur welche Ursachen und Gründe kann es dafür geben, daß sich Leute, die mit nichts anderem als dauerhaftem Betrug, übelster Ausbeutung und größter Menschenverachtung zu ihren Reichtümern gelangt sind, deren Clans teilweise seit Generationen riesigste Vermögen angehäuft haben, auf jeden gegenseitigen Vernichtungskampf verzichten? Weshalb ist keiner der Plutokraten als Oberplutokrat auszumachen? Weshalb sind auch keinerlei Gruppenbildungen innerhalb der Plutokraten erkennbar. Wer oder was schafft diese plutokratische Harmonie, diesen internen Dauerfrieden zwischen den Geld-Wölfen?


Gibt es vielleicht doch eine funktionierende Demokratie in ihrem ureigentlichen Sinne? Eine Demokratie der Plutokraten? Haben sich die Plutokraten demokratisch organisiert, um so allen gegenseitigen Vernichtungskämpfen, die ja immer die Gefahr enthalten würden, daß die gesamte Plutokratenherrschaft vernichtet wird, zu verhindern? Werden im Rahmen dieser Demokratie die gesamtpolitischen Regeln und Grundsätze festgelegt, wird dort über die Programme und Personen entschieden, die dann den Völkern „zu deren (schein-)demokratischer Wahl“ angeboten werden? Oder betrifft dies nur die „ur-demokratischen“ Staaten, deren ausgewählten und eingesetzten Regierungen die Kleindemokratien dann mit ihren Mitteln bei der vorgegebenen „Stange“ halten müssen? Reicht es also aus, wenn allein die Regierungen Englands und der USA im direkten Auftrag der Plutokratendemokratie handeln? 


Wie und wo aber ist die schein-demokratische Bundesrepublik einzuordnen? Wird nur der Zeitraum der letzten 20 Jahre betrachtet, so zeigen sich fundamentale und umwälzende Veränderungen. Während der 16-jährigen Regierungszeit Kohls wurde die Bundesrepublik in fast allen Belangen in anglo-amerikanische Zustände überführt. War die Außenpolitik der vorangegangenen 40 Jahre immer geprägt von den Interessen der westlichen Siegermächte des zweiten Weltkriegs, unterlagen auch verschiedene Gebiete der Innenpolitik deren Vorgaben, so blieb aber noch immer ein Raum für am Volkswillen ausgerichtete Politik, was nicht zuletzt seine Ursache in der Ausgangssituation der Bundesrepublik hatte. Nationalsozialisten, andere waren auch nach dem Krieg in Deutschland kaum zu finden, würden sich schwerlich in ein als Demokratie bezeichnetes Knechtssystem überführen und dabei ruhigstellen lassen. Folglich entwickelte sich in der Bundesrepublik eine besondere Demokratieform, die aber nur solange anhielt, wie Zeit und parallel laufende Umschulung benötigten, um kapitalistische Knechte heranzuziehen. Mit dem Untergang der Sowjetunion und der damit unvermeidlich gewordenen Wiedervereinigung der beiden, nach Brandts großer Verschenkaktion im Bezug auf die östlichen deutschen Gebiete, verbliebenen deutschen Staaten, erfolgte während der Regierungsära Kohls eine, wenn auch schleichende, so doch umfassende politische Wandlung innerhalb der Bundesrepublik. Der Gesamtstaat wurde anglo-amerikanisiert. Ob Wirtschaft, Sozialsysteme, Medien, das Rechtswesen, Militär und innere Ordnung, in all diesen Bereichen verschwand zusehends der vorherige demokratische Charakter und wurden durch Manipulation und Betrug ersetzt. Die Kohlära lieferte einen gewaltigsten und tiefgreifenden Umschwung. 


Wenn einmal der Existenzzeitraum der Bundesrepublik über die gesamten 50 Jahre betrachtet wird, so zeigen sich zwei fast schon gegensätzliche Bilder. Ein Bild vor und ein Bild mit und nach Kohl. Wird nun das wichtigste Ereignis dieses gesamten Zeitraumes, die deutsche Wiedervereinigung, aus höchster politischer, aus weltpolitischer Warte betrachtet, so lag für die weltbeherrschenden Plutokraten in diesem Vorgang die ganz reale Gefahr, daß in dem vereinten Deutschland eine Wirtschaftsmacht mit nicht unerheblichem weltpolitischen Einfluß entstehen mußte. Eine Macht, die ihre vorherige relative Unabhängigkeit nicht beibehalten durfte, wollte die plutokratische Demokratie, die zuvor die Bundesrepublik außerhalb ihres direkten Einflusses belassen mußte - war sie doch gezwungen, den aus dem Deutschen Reich übernommenen Deutschen eine, wenn auch begrenzte, Volksdemokratie zu überlassen – sich nicht erneut einer deutschen Gefahr aussetzen. Ihr blieb offenbar nur eine Lösung: den nun enorm gewachsenen deutschen Wirtschaftsgiganten in ihren direkten Zuständigkeitsbereich einzugliedern. Politisch fiel damit der Kohlregierung die Aufgabe zu, die Bundesrepublik für den direkten Zugriff der Plutokraten vorzubereiten und umzugestalten. Die Bundesrepublik wurde Plutokratenland, seine Wirtschaft Plutokrateneigentum. 


Da Deutschland aber nicht über eigene Mitglieder in der anglo-amerikanischen Plutokratendemokratie verfügt und wohl auch die reichsten Deutschen nicht an deren Weltvermögenaufteilungsprogramm beteiligt waren, so mußte das deutsche Vermögen den internationalen Plutokraten ausgehändigt werden. Der so geschaffene anglo-amerikanische Zustand aber verlangte nun, daß die politische Führung der Bundesregierung auf das Niveau der Regierungen Englands und der USA „aufstieg“, d.h., die Plutokratendemokratie bestimmte nun auch für die Bundesrepublik sowohl die politischen Vorgaben und Konzepte, als auch die leitenden Personen. 


Und auch diesmal wollte die demokratisch organisierte Weltdiktatur der Plutokraten nicht auf ihr so erfolgreich erprobtes Mittel der zentralen Finanzsteuerung verzichten. So mußte unbedingt eine neue, europaweite Währung, der € installiert werden. So entlarven sich aus der Beibehaltung der immer gleichen Methode ihre Urheber.   




















Aber betrachten wir die Demokratie einmal völlig anders. Es gibt zwei Fundamentalsätze des demokratischen Weltbildes moderner Prägung:  


Die Macht geht vom Volke aus.


Der Kanzler bestimmt die Richtlinien der Politik.


Konsequenterweise finden sich beide Sätze auch in der staatspolitischen Grundlage der BRD, in dessen Grundgesetz wieder. Parallel zu diesen staatspolitischen Grundaussagen existiert eine kapitalistische Wirtschaftsordnung, die mit nur einem Fundamentalsatz auskommt, der da lautet:


Der Eigentümer hat alle Macht über sein Eigentum.





Wird dieser letzte Satz näher betrachtet, so zeigt sich, daß er nicht nur in der kapitalistischen Wirtschaftsordnung Geltung hat, sondern daß es sich um einen Fundamentalsatz des Materialismus handelt. Mit anderen Worten: die Grundlage einer jeden materialistischen Wirtschaftsordnung ist das Eigentum, da einzig aus ihm alle Macht erwächst.





Die verschiedenen Formen des Materialismus finden also allein in der Zuordnung des Eigentums ihre eigentliche Ausprägung. So war es zunächst der Landadel, der sich über ein Lehensystem den Boden aneignete, so entstand der Kommunismus, als sich eine politische Gruppe anmaßte, den Boden und die zwischenzeitlich hinzugekommenen industrietechnischen Produktionsmittel zu staatlichem Eigentum unter ihrer Verwaltung zu machen, und wo dies unterblieb, entwickelte sich der Kapitalismus.





Eine Demokratie, in der alle Macht vom Volke ausgeht, in der also nicht der Eigentümer, sondern das Volk herrscht, eine Demokratie als Volksherrschaft setzt voraus, daß dieses Volk nicht nach materiellen Werten strebt, sondern nach ideellen Werten, d.h., eine Volksherrschaft benötigt Idealisten und ist mit Materialisten nicht durchführbar. Besteht nun aber eine materialistische Wirtschaftsordnung, so muß der idealistische Wert, so muß Demokratie als Volksherrschaft eine leere Phrase sein und bleiben, wobei es völlig gleichgültig ist, welche Gruppe sich das Eigentum aneignet.
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